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Verordnung

iiber den Bebauungsplan Siilldorf 2

Vom 5. September 1967

Auf Grund des § 10 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni
1960 (Bundesgesetzblatt I Seite 341) in Verbindung mit § 2
Absatz 1 des Gesetzes iiber die Feststellung von Bauleit-
plinen und ihre Sicherung vom 3. Juli 1961 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 232) wird verordnet:

§1
(1) Der Bebauungsplan Siilldoxf 2 fiir das Plangebiet
Siilldorfer Knick — Iserbrooker Weg — Op’n Hainholt —
iiber das Flurstiick 84 zur Westgrenze des Flurstiicks 85 der

Gemarkung Siilldorf (Bezirk Altona, Ortsteil 225) wird fest-
gestellt.

(2) Das mafigebliche Stiick des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Finsicht fiir jedermann
niedergelegt.

§2

Fiir die Ausfithrung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Bestimmungen:

1. Im Wohngebiet offener Bauweise mit ein- und zwei-
geschossiger Bebauung sind nur Finzel- und Doppel-

hauser mit nicht mehr als zwei Wohnungen je Gebiude
zulidssig.

. Die Stellflichen fiir Kraftfahrzeuge dienen zur Erfiillung

der Verpflichtungen nach der Verordnung iiber Garagen
und Einstellplitze vom 17. Februar 1939 (Reichsgesetz-
blatt I Seite 219) im Wohngebiet geschlossener Bauweise
und fiir die Gartenhofhduser, und zwar in erster Linie
fiir die Baugrundstiicke, auf denen sie ausgewiesen sind.
Die Flichen diirfen als Einstellplitze und als Garagen
unter Erdgleiche genutzt werden. Eingeschossige Garagen
sind zuldssig, wenn die benachbarte Bebauung und ihre
Nutzung nicht beeintrichtigt werden. Auch die nicht
iiberbaubaren Grundstiicksteile sind als Garagen unter
Erdgleiche nutzbar, wenn Wohnruhe und Gartenanlagen
nicht erheblich beeintrichtigt werden.

. Soweit der Bebauungsplan keine besonderen Bestim-

mungen trifft, gelten die Verordnung iiber die bauliche
Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung) vom
26. Juni 1962 (Bundesgesetzblatt I Seite 429) mit Aus-
nahme des § 3 Absatz 3 sowie die Baupolizeiverordnung
fiir die Freie und Hansestadt Hamburg vom 8. Juni 1938
(Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts
21302-n), insbesondere § 33 fiir Gebiude mit mehr als
vier Vollgeschossen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 5. September 1967.
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Die auf Tiefgaragen anzulegenden Flichen sind mit einer
mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Uberdek-
kung herzustellen. Soweit Biume angepflanzt werden,
muf} auf einer Fliche von 12m? je Baum .die Schicht-
stirke mindestens 1 m betragen.

Auf Anlagen fiir Gemeinschaftsstellplitze ist je vier
Stellplitze ein groflkroniger Laubbaum zu pflanzen, des-
sen Kronendurchmesser im ausgewachsenen Zustand
mehr als 6m betrigt. Im Kronenbereich der zu pflan-
zenden Biume, die einen Stammumfang von mindestens
20cm in 1 m Hohe iiber dem Erdboden aufweisen miis-
sen, ist eine offene Vegetationsfliche von mindestens
12 m? anzulegen.

7.

8.

Fiir Baum- und Strauchpflanzungen sind standortgerech-
te einheimische Arten zu verwenden.

Die Auflenwinde der Gebiude entlang der Bramfelder
Chaussee sind insbesondere durch die Anordnung von
Vor- und Riickspriingen, Balkonen, Loggien und Erkern
zu gliedern.

§3
Fir das Plangebiet werden die bisher bestehenden Be-

bauungspline aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 10. Juni 1987.

Der Senat

Gesetz

zur Anderung der Verordnung
iiber den Bebauungsplan Siilldorf 2

Vom 10. Juni 1987

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Biirgerschaft beschlossene Gesetz:

§1
Die Verordnung iiber den Bebauungsplan Siilldorf 2

vom 5. September 1967 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 273) wird wie folgt gedndert:

1.

2

In der zeichnerischen Darstellung wird fiir den Bereich
Kamerstiicken — Westgrenze des Flurstiicks 86 der Ge-
markung Siilldorf — Siilldorfer Knick — Klobbenheeg
auf Teilen der ehemaligen Flurstiicke 86, 87 und 89 der
Gemarkung Siilldorf zweigeschossiges reines Wohnge-
biet in offener Bauweise festgesetzt. Es sind nicht mehr
als - zwei Wohnungen je Wohngebiude zulidssig. Die
Traufhohe betrigt max. 5,5 m.

In § 2 wird folgende Vorschrift angefiigt:

»4. Die Erschlieung fiir die Flichen westlich der Strafle

Klobbenheeg ist iiber die Strafle Kamerstiicken vorzu-
nehmen. Dazu sind noch weitere ortliche Verkehrsfli-
chen erforderlich. Ihre genaue Lage bestimmt sich nach
der beabsichtigten Bebauung. Sie werden auf Antrag
in einem Bescheid nach § 14 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 41) festge-
setzt.”

§2
Die Begriindung der Anderung des Bebauungsplans

wird beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht fiir jeder-
mann niedergelegt.

ol

§3

Es wird auf folgendes hingewiesen:

. Die Begriindung der Planinderung kann auch beim

ortlich zustindigen Bezirksamt ‘wihrend der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusitzliche
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, kénnen sie
gegen Kostenerstattung erworben werden.

Wenn die in den §§ 39j, 40 und 42 bis 44 des Bundes-
baugesetzes in der Fassung vom 18. August 1976 (Bun-
desgesetzblatt I Seiten 2257 und 3617), zuletzt geindert
am 18. Februar 1986 (Bundesgesetzblatt I Seite 265),
bezeichneten Vermdgensnachteile eingetreten sind, kann
ein Entschidigungsberechtigter Entschidigung verlangen.
Er kann die Filligkeit des Anspruchs dadurch herbei-
fithren, daf er die Leistung der Entschidigung schriftlich
bei dem Entschidigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schidigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in'dem die
in Satz 1 bezeichneten Vermogensnachteile eingetreten
sind, die Filligkeit des Anspruchs herbeigefiithrt wird.

. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften

des Bundesbaugesetzes bei der Anderung des Bebau-
ungsplans ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten der Ande-
rung des Bebauungsplans gegeniiber dem ortlich zustin-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden ist; der Sach-
verhalt, der die Verletzung begriinden soll, ist darzu-
legen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften iiber die
Verkiindung verletzt worden sind.

Ausgefertigt Hamburg, den 10. Juni 1987.

Der Senat
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Verordnung
zur Zweiten Anderung der Verordnung iiber den

Bebauungsplan Siilldorf 2

Vom 14. Februar 1995

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 8. Dezember 1986 (Bundesgesetzblatt I Seite 2254), zu-
letzt gefindert am 23. November 1994 (Bundesgesetzblatt I Sei-
ten 3486, 3489), in Verbindung mit § 3 des Bauleitplanfeststel-
lungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 1978 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 89), zuletzt geiindert
am 15. November 1994 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-

nungsblatt Seite 288), wird verordnet:

§1

Die Verordnung iiber den Bebauungsplan Siilldorf 2 vom
5. September 1967 mit der Anderung vom 10. Juni 1987 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1967 Seite 273, 1987
Seite 123) wird wie folgt geéndert:

1. Die beigefiigte ,,Anlage zur Verordnung zur Zweiten Ande-
rung der Verordnung iiber den Bebauungsplan Siilldorf 2
wird der Verordnung hinzugefiigt.

2. § 2 Nummer 4 erhilt folgende Fassung:

»4. Fiir das in der Anlage schraffiert bezeichnete Gebiet
gilt:

4.1 Maflgebend ist die Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23. Januar 1990 (Bundesgesetzblatt I
Seite 133), zuletzt gedindert am 22. April 1993 (Bun-
desgesetzblatt I Seiten 466, 479); die Grundflichen-
zahl betrigt 0,4. Stellplitze sind ausschlieflich in Tief-
garagen anzulegen.

4.2 Auf Teilen der ehemaligen Flurstiicke 86, 87 und 89
der Gemarkung Siilldorf ist in dem mit ,,A“ bezeichne-
ten Bereich eine dreigeschossige Bebauung in offener
Bauweise zulissig.

4.3 Die Ausweisung eines 5 m breiten 6ffentlichen Weges
zwischen den Strafen Kamerstiicken und Siilldorfer
Knick wird aufgehoben; die Fliche wird in das Wohn-
gebiet einbezogen.“

§2

Die Begriindung der Anderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht fiir jedermann nie-
dergelegt. )

§ 3

Es wird auf folgendes hingewiesen:

. Die Begriindung der Planinderung kann auch beim &rtlich

zustindigen Bezirksamt wihrend der Dienststunden kosten-
frei eingesehen werden. Soweit zusétzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, kénnen sie gegen Kostenerstat-
tung erworben werden.

. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-

neten Vermdgensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schidigungsberechtigter Entschiidigung verlangen. Er kann
die Filligkeit des Anspruchs dadurch herbeifiihren, daf er
die Leistung der Entschidigung schriftlich bei dem Ent-
schidigungspflichtigen beantragt. Ein Entschidigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichne-
ten Vermdgensnachteile eingetreten sind, die Filligkeit des
Anspruchs herbeigefiihrt wird.

. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern
1 und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften und

b) Mingel der Abwigung,

wenn sie nicht in den Fillen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fillen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem Inkrafttreten der Anderung des Be-
bauungsplans schriftlich gegeniiber dem ortlich zustindigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, ist dar-
zulegen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 14. Februar 1995. #
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Druck, Verlag und Ausgabestelle: Liitcke & Wulff, Heidenkampsweg 76 B, 20097 Hamburg, — Telefon: 23 51 29-0. Bestellungen nimmt
der Verlag entgegen. Bezugspreis fir Teil I und II zusammen jihrlich 120,— DM. Einzelstiicke je angefangene vier Seiten 0,40 DM
(Preise einschlieflich 7% Mehrwertsteuer). — Beim Postbezug wird der Teil I des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes
im Bedarfsfall dem Amtlichen Anzeiger als Nebenblatt im Sinne von § 8 der Postzeitungsordnung beigefiigt.



ch

AN

*Roovi"

Anlage zur Verordnung zur
Zweiten Anderung der Verordnung
tber den Bebauungsplan

Sulldorf 2

im Mafistab 1 : 5 000

D Plangebiet Stilldorf 2

Gebiet der Anderung

A Flache mit besonderer Festsetzung

30m / ; g ; h e :o

Kartengrundlage: Deutsche Grundkarte 1 : 5 000
Reproduktion und Druck: Vermessungsamt Hamburg 1984




	Suelldorf2
	Suelldorf2.pdf
	Suelldorf2 3

	Sülldorf2(2Aend)_GV.pdf

